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Ergebnis: Vorschlag an den Gerichtshof

Aufgrund alldessen schlage ich dem Gerichtshof vor, die vom Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein
vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten: 1. Bei dem Bereitschaftsdienst, den ein Arzt in einem
Krankenhaus in der Form persönlicher Anwesenheit leistet, handelt es sich in vollem Umfang um
Arbeitszeit im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104/EG des Rates vom 23. November
1993 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, und zwar auch insoweit, als es ihm gestattet ist,
in Zeiten der Nichtinanspruchnahme zu schlafen. 2. Die Artikel 2 und 3 der Richtlinie 93/104 stehen einer
nationalen Regelung entgegen, die Zeiten, in denen ein Arzt während eines Bereitschaftsdienstes in
einem Krankenhaus untätig ist und sich in einem ihm zur Verfügung gestellten Raum aufhält, während
seine Dienste nicht benötigt werden, als Ruhezeit definiert. 3. Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104
steht einer natioalen Regelung entgegen, nach der es im Zusammenhang mit Bereitschaftsdiensten in
der Form persönlicher Anwesenheit in Krankenhäusern zulässig ist, durch Zeiten der Inanspruchnahme
von Ärzten bedingte Kürzungen der täglichen Ruhezeit von elf Stunden, die nicht mehr als die Hälfte der
Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten auszugleichen, und in Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen
vorzusehen, dass die Ruhezeiten den Besonderheiten dieser Dienste angepasst werden und dass
insbesondere diese Kürzungen auch zu anderen Zeiten ausgeglichen werden können. Dagegen erlaubt
Artikel 17 Absatz 2 Nummer 2.1 Buchstabe c Ziffer i der Richtlinie 93/104 unter bestimmten
Voraussetzungen sowohl den Ausgleich der Kürzungen der täglichen Ruhezeit von elf Stunden durch
Zeiten der Inanspruchnahme von Ärzten während der Rufbereitschaft, die nicht mehr als die Hälfte der
Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten als auch die Anpassung der Ruhezeiten an die Besonderheiten
dieser Art von Diensten und insbesondere den Ausgleich dieser Kürzungen zu anderen Zeiten. Für den
Fall, dass der Gerichtshof eine Prüfung von Artikel 6 der Richtlinie 93/104 für angebracht halten sollte,
schlage ich folgende Auslegung vor: Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 93/104 verwehrt es einem
Mitgliedstaat, der nicht von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i Gebrauch gemacht hat, zuzulassen,
dass die wöchentliche Arbeitszeit 48 Stunden überschreitet, indem Zeiten der Untätigkeit während der
ärztlichen Bereitschaftsdienste in Krankenhäusern in der Form persönlicher Anwesenheit als
Ruhepausen gerechnet werden.

Schlussanträge des Generalanwalts

Dámaso Ruiz-Jarabo Colomer

vom 8. April 2003

1 Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein hat dem Gerichtshof vier Fragen nach der Auslegung
einiger Bestimmungen der Richtlinie 93/104/EG über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung zur
Vorabentscheidung vorgelegt.

Konkret geht es darum, ob es sich bei Bereitschaftsdienstzeiten, die von Ärzten in Krankenhäusern
abgeleistet werden, in vollem Umfang um Arbeitszeit handelt, soweit es ihnen in Zeiten, in denen sie
nicht in Anspruch genommen werden, gestattet ist, an Ort und Stelle zu schlafen.

I — Sachverhalt des Ausgangsverfahrens

2 Herr Jaeger, Kläger des Ausgangsverfahrens und Berufungsbeklagter vor dem Landesarbeitsgericht,
das die Vorabentscheidungsfragen vorgelegt hat, (im Folgenden: Kläger) ist seit dem 1. Mai 1992 als
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Assistenzarzt in der chirurgischen Abteilung eines Krankenhauses der Stadt Kiel (im Folgenden:
Beklagte) beschäftigt. Durch Nebenabrede ist er verpflichtet, Bereitschaftsdienste zu leisten, die der
Stufe D der Nummer 8 Absatz 2 des Anhangs 2c des Bundesangestelltentarifvertrags (BAT) zugewiesen
sind, dessen Anwendung die Parteien vereinbart haben. Seit April 1998 ist er mit 3/4 der regelmäßigen
Arbeitszeit, d. h. etwa 29 Stunden wöchentlich, beschäftigt.

3 Der Kläger leistet im Monat regelmäßig sechs Bereitschaftsdienste, die montags bis donnerstags 16
Stunden, freitags 18,5 Stunden, samstags 25 Stunden (8.30 Uhr Samstagmorgen bis 9.30 Uhr
Sonntagmorgen) und sonntags 22 Stunden 45 Minuten (8.30 Uhr Sonntagmorgen bis 7.15 Uhr
Montagmorgen) dauern und sich auf insgesamt 114 Stunden im Monat belaufen. Von montags bis
freitags beginnt der Bereitschaftsdienst im Anschluss an einen normalen Arbeitstag von acht Stunden.

4 Während der Bereitschaftsdienste hält sich der Kläger in der Klinik auf und erledigt dort gegebenenfalls
anfallende Arbeiten. Ihm steht gemeinsam mit zwei Kollegen ein Zimmer zur Verfügung, in dem er
schlafen darf, soweit er nicht herangezogen wird. Nach dem geltenden Tarifvertrag darf die
durchschnittliche Arbeitszeit während dieser Dienste über mehrere Monate nicht mehr als 49 v. H.
betragen. Die Abgeltung erfolgt teils durch Freizeit und teils durch zusätzliche Vergütung.

5 Der Kläger macht geltend, bei dem im Krankenhaus geleisteten Bereitschaftsdienst handele es sich um
Arbeitszeit. Die Landeshauptstadt Kiel, Beklagte und Berufungsklägerin des Ausgangsverfahrens (im
Folgenden: Beklagte) als Verwaltungsträgerin des Krankenhauses macht demgegenüber, gestützt auf die
ständige Rechtsprechung der nationalen Gerichte und die herrschende Lehre in Deutschland, geltend,
Bereitschaftsdienste, in deren Rahmen die Ärzte keine Tätigkeit ausübten, seien als Ruhezeiten und
nicht als Arbeitszeit anzusehen.

6 Der Klage wurde in erster Instanz stattgegeben, doch legte die Beklagte hiergegen Berufung ein.

II — Deutsches Recht

7 Nach den Ausführungen des vorlegenden Gerichts sind die Arbeitszeit und die Ruhezeit im
Arbeitszeitgesetz (ArbZG) vom 6. Juni 1994 geregelt, das zur Umsetzung der Richtlinie 93/104 in das
nationale Recht erging.

8 Nach § 2 Absatz 1 ArbZG ist Arbeitszeit die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit ohne die
Ruhepausen; nach § 3 darf die werktägliche Arbeitszeit acht Stunden nicht überschreiten, kann jedoch
auf bis zu zehn Stunden verlängert werden, wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb
von 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht überschritten werden.

9 Die Ruhezeit der Arbeitnehmer ist in § 5 geregelt, dem zufolge sie nach Beendigung der täglichen
Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden haben müssen.

Nach § 5 Absatz 2 kann die Ruhezeit jedoch in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur
Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen um bis zu eine Stunde verkürzt werden, wenn diese
Verkürzung innerhalb eines Kalendermonats oder innerhalb von vier Wochen durch Verlängerung einer
anderen Ruhezeit auf mindestens zwölf Stunden ausgeglichen wird.

Nach § 5 Absatz 3 können in diesen Einrichtungen Inanspruchnahmen während des
Bereitschaftsdienstes oder der Rufbereitschaft, die nicht mehr als die Hälfte der Ruhezeit betragen, zu
anderen Zeiten ausgeglichen werden.

10 Sofern der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer durch einen entsprechenden Zeitausgleich
gewährleistet wird, kann nach § 7 Absatz 2 in einem Tarifvertrag oder in einer Betriebsvereinbarung
zugelassen werden,

abweichend von § 5 Absatz 1 die Ruhezeiten bei Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft den
Besonderheiten dieser Dienste anzupassen und Kürzungen der Ruhezeit infolge von Inanspruchnahmen
während dieser Dienste zu anderen Zeiten auszugleichen,
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die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Absatz 1 und 6 Absatz 2 bei der medizinischen Behandlung von Personen
der Eigenart dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser Personen entsprechend anzupassen,

die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Absatz 1 und 6 Absatz 2 bei Verwaltungen und Betrieben des Bundes, der
Länder, der Gemeinden und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
sowie bei anderen Arbeitgebern, die der Tarifbindung eines für den öffentlichen Dienst geltenden oder
eines im wesentlichen inhaltsgleichen Tarifvertrags unterliegen, der Eigenart der Tätigkeit bei diesen
Stellen anzupassen.

11 Nach § 15 BAT beträgt die regelmäßige Arbeitszeit durchschnittlich 38 1/2 Stunden wöchentlich,
bezogen auf einen Zeitraum von acht Wochen. Sie kann verlängert werden auf bis zu zehn Stunden
täglich oder durchschnittlich 49 Stunden wöchentlich, wenn in sie regelmäßig eine Arbeitsbereitschaft von
durchschnittlich mindestens zwei Stunden täglich fällt, auf bis zu elf Stunden täglich oder durchschnittlich
54 Stunden wöchentlich, wenn die Arbeitsbereitschaft mindestens drei Stunden ausmacht, und auf bis zu
zwölf Stunden täglich oder durchschnittlich 60 Stunden wöchentlich, wenn der Angestellte lediglich an der
Arbeitsstelle anwesend sein muss, um im Bedarfsfall vorkommende Arbeiten zu verrichten.

Der Angestellte ist verpflichtet, sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen
Arbeitszeit an einer von diesem bestimmten Stelle aufzuhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit
aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). Bereitschaftsdienst darf nur angeordnet werden, wenn zu erwarten
ist, dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt.

Die deutsche Regierung hat in ihren schriftlichen Erklärungen mitgeteilt, nach dem BAT könne die
Ruhezeit für Ärzte auf acht Stunden gekürzt werden. Die Tarifparteien hätten sich darauf geeinigt, dass
die Mindestruhezeit nach einem Bereitschaftsdienst am Wochenende zwölf Stunden betragen müsse und
dass sie nach einem Bereitschaftsdienst von zwölf Stunden, der auf einen Arbeitstag von siebeneinhalb
Stunden folge, auf acht Stunden gekürzt werden könne.

III— Vorabentscheidungsfragen

12 Nach der Darstellung des Landesarbeitsgerichts ist der Begriff des Bereitschaftsdienstes im ArbZG
nicht geregelt. Es handele sich um eine Pflicht zur Anwesenheit an einem bestimmten Ort, verbunden mit
der Verpflichtung, bei Bedarf unverzüglich tätig zu werden. Der Arbeitnehmer könne ruhen oder sich
sonstwie beschäftigen. Er müsse nicht von sich aus tätig werden, sondern nur auf Anweisung des
Arbeitgebers. Die Tätigkeit des Klägers sei Bereitschaftsdienst in diesem Sinne.

Nach deutschem Recht stelle Bereitschaftsdienst nicht Arbeits-, sondern Ruhezeit dar, wie sich aus § 5
Absatz 3 bzw. § 7 Absatz 2 ArbZG ergebe. Aus der Tatsache, dass Kürzungen der Ruhezeiten durch
Inanspruchnahme während des Bereitschaftsdienstes zu anderen Zeiten ausgeglichen werden könnten,
folge, dass Bereitschaftsdienste zur Ruhezeit zählten, wenn der Angestellte keine Arbeitsleistung
erbracht habe.

In den letzten Jahren habe das Bundesarbeitsgericht wiederholt so entschieden, wenn auch in
vergütungsrechtlicher Hinsicht. Hiernach erbringe der schlafende Arbeitnehmer nicht eine im Verhältnis
zur Vollarbeit geringere Arbeitsleistung, sondern gar keine Arbeitsleistung. Übertragen auf den
vorliegenden Fall würde das bedeuten, dass der Arbeitnehmer während seines Schlafes dem Arbeitgeber
nicht im Sinne der Richtlinie 93/104 zur Verfügung stehe.

13 Um eine Entscheidung in der Sache treffen zu können, hat das deutsche Gericht beschlossen, das
Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof die folgenden Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:

1. Handelt es sich bei einem Bereitschaftsdienst, den ein Arbeitnehmer in einem Krankenhaus ableistet,
generell um Arbeitszeit im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104/EG, und zwar auch
insoweit, als es dem Arbeitnehmer in Zeiten, in denen er nicht in Anspruch genommen wird, gestattet ist,
zu schlafen?
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2. Verstößt eine Regelung im nationalen Recht, mit der Bereitschaftsdienst als Ruhezeit bewertet wird,
soweit nicht eine Inanspruchnahme erfolgt, dergestalt, dass sich der Arbeitnehmer in einem Krankenhaus
in einem ihm zur Verfügung gestellten Raum aufhält und auf Aufforderung die Arbeit aufnimmt, gegen
Artikel 3 der Richtlinie 93/104/EG?

3. Verstößt eine nationale Regelung, die eine Kürzung der täglichen Ruhezeit von elf Stunden in
Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen
dergestalt zulässt, dass Zeiten der Inanspruchnahme während des Bereitschaftsdienstes oder der
Rufbereitschaft, die nicht mehr als die Hälfte der Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten ausgeglichen
werden, gegen die Richtlinie 93/104/EG?

4. Verstößt eine nationale Regelung, die es zulässt, dass in einem Tarifvertrag oder aufgrund eines
Tarifvertrags in einer Betriebsvereinbarung zugelassen werden kann, dass Ruhezeiten bei
Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft den Besonderheiten dieser Dienste angepasst werden,
insbesondere Kürzungen der Ruhezeit infolge von Inanspruchnahmen während dieser Dienste zu
anderen Zeiten ausgeglichen werden, gegen die Richtlinie 93/104/EG?

IV — Gemeinschaftsrecht

14 Um dem Landesarbeitsgericht antworten zu können, muss der Gerichtshof folgende Vorschriften der
Richtlinie 93/104 auslegen:

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie sind:

1. Arbeitszeit: jede Zeitspanne, während der ein Arbeitnehmer gemäß den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten arbeitet, dem Arbeitgeber zur Verfügung steht und seine
Tätigkeit ausübt oder Aufgaben wahrnimmt;

2. Ruhezeit: jede Zeitspanne außerhalb der Arbeitszeit;

...

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit jedem Arbeitnehmer pro
24-Stunden-Zeitraum eine Mindestruhezeit von elf zusammenhängenden Stunden gewährt wird.

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit nach Maßgabe der Erfordernisse der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer:

...

2. die durchschnittliche Arbeitszeit pro Siebentageszeitraum 48 Stunden einschließlich der Überstunden
nicht überschreitet.

Artikel 17

...

(2) Sofern die betroffenen Arbeitnehmer gleichwertige Ausgleichsruhezeiten oder in Ausnahmefällen, in
denen die Gewährung solcher gleichwertigen Ausgleichsruhezeiten aus objektiven Gründen nicht
möglich ist, einen angemessenen Schutz erhalten, kann im Wege von Rechts- und
Verwaltungsvorschriften oder im Wege von Tarifverträgen oder Vereinbarungen zwischen den
Sozialpartnern abgewichen werden:

2.1. von den Artikeln 3, 4, 5, 8 und 16:

...
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c) bei Tätigkeiten, die dadurch gekennzeichnet sind, dass die Kontinuität des Dienstes oder der
Produktion gewährleistet sein muss, und zwar insbesondere bei

i) Aufnahme-, Behandlungs- und/oder Pflegediensten von Krankenhäusern oder ähnlichen Einrichtungen,
Heimen sowie Gefängnissen,

...

V — Verfahren vor dem Gerichtshof

15 Innerhalb der nach Artikel 20 der Satzung des Gerichtshofes vorgesehenen Frist haben die Beklagte,
der Kläger, die dänische, die deutsche und die niederländische Regierung sowie die Regierung des
Vereinigten Königreichs und die Kommission schriftliche Erklärungen eingereicht.

In der mündlichen Verhandlung vom 25. Februar 2003 haben sich die Vertreter der Beklagten und des
Klägers sowie die Bevollmächtigten der dänischen, der deutschen und der niederländischen Regierung
sowie des Vereinigten Königreichs und der Kommission geäußert.

VI — Abgegebene Erklärungen

16 Der Kläger macht geltend, der von ihm im Krankenhaus geleistete Bereitschaftsdienst sei insgesamt
als Arbeitszeit anzusehen, unabhängig von der Häufigkeit seiner Inanspruchnahme, da er im
Krankenhaus anwesend sein und sich zur Verfügung des Arbeitgebers halten müsse, um im Bedarfsfall
tätig zu werden. In Deutschland sei der Schutz der Gesundheit und der Sicherheit des Arbeitnehmers
nicht gewährleistet, da der Ausgleich für Bereitschaftsdienste auf die Zeiten der Inanspruchnahme
beschränkt sei. Wenn von einem Arzt bis zu 30 Stunden ununterbrochene Tätigkeit verlangt werden
dürften, schütze der nachträgliche Ausgleich durch Ruhezeiten ihn nicht vor dem Stress, dem er
ausgesetzt worden sei, noch vor den Fehlern, die er in Erledigung seiner Aufgaben begangen habe, weil
ihm keine gleichwertige Ruhezeit im Sinne des Artikels 17 Absatz 2 der Richtlinie 93/104 gewährt werde.

17 Nach Auffassung der Beklagten und der fünf Regierungen, die sich an diesem Verfahren beteiligt
haben, stellt der von einem Angestellten in einem Krankenhaus geleistete Bereitschaftsdienst
grundsätzlich keine Arbeitszeit im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 dar. Speziell wenn
er in der Einrichtung schlafen dürfe, fielen hierunter nicht die Zeiten, in denen er nicht in Anspruch
genommen werde. Die drei in Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 zur Definition des Begriffes
Arbeitszeit aufgestellten Kriterien seien kumulativ. Daher könne nicht mit Erfolg geltend gemacht werden,
die Ruhepausen während des Bereitschaftsdienstes erfüllten diese Kriterien, da der Arbeitnehmer dem
Arbeitgeber nicht zur Verfügung stehe, während er schlafe oder sich ausruhe und überdies keine der
vertraglich vorgesehenen Aufgaben wahrnehme. Die Verpflichtung, sich in der Einrichtung aufzuhalten,
stelle lediglich eine Beschränkung seiner Bewegungsfreiheit dar, und seine Arbeitsbereitschaft könne
nicht mit der Erbringung einer Arbeitsleistung gleichgesetzt werden. Der Schutz desjenigen, der
Bereitschaftsdienst leiste, werde dadurch gewährleistet, dass die Ruhezeit von elf Stunden neu zu laufen
beginne, wenn sie durch seine Inanspruchnahme unterbrochen werde. Wenn er nicht gestört werde und
bis zu elf Stunden schlafen könne, sei diese Zeit als Ausgleichsruhezeit anzusehen. Wenn die
Arbeitsbelastung im Krankenhaus ausnahmsweise mehr als 50 % des Bereitschaftsdienstes ausmache,
müsse dem Angestellten der folgende Tag freigegeben werden, wodurch ihm eine für den Schutz der
Gesundheit unerlässliche Erholung garantiert werde.

18 Die Kommission vertritt demgegenüber die Auffassung, der Bereitschaftsdienst sei grundsätzlich
Arbeitszeit, da die Ärzte verpflichtet seien, sich im Krankenhaus aufzuhalten und dem Arbeitgeber zur
Erbringung ihrer beruflichen Leistungen zur Verfügung zu stehen. Im Übrigen seien die Stunden, die der
Arzt im Bereitschaftsdienst verbringe, nicht Teil der Mindestruhezeit von elf zusammenhängenden
Stunden nach Artikel 3 der Richtlinie 93/104.

VII — Prüfung der Vorabentscheidungsfragen
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A — Erste Frage

19 Mit dieser Frage möchte das deutsche Gericht wissen, ob es sich bei dem Bereitschaftsdienst, den ein
Arzt in einem Krankenhaus in der Form persönlicher Anwesenheit ableistet, in vollem Umfang um
Arbeitszeit im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 handelt, auch wenn es ihm gestattet
ist, in Zeiten, in denen er nicht in Anspruch genommen wird, zu schlafen.

20 Der Gerichtshof hat sich im Urteil BECTU zum Zweck der Richtlinie 93/104 geäußert und festgestellt,
dass sich sowohl aus Artikel 118a EG-Vertrag, der die Rechtsgrundlage dieser Richtlinie darstellt, als
auch aus deren erster, vierter, siebter und achter Begründungserwägung sowie aus dem Wortlaut des
Artikels 1 Absatz 1 ergibt, dass durch die Richtlinie Mindestvorschriften festgelegt werden sollen, die
dazu bestimmt sind, die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer durch eine Angleichung
namentlich der innerstaatlichen Arbeitszeitvorschriften zu verbessern, und dass nach denselben
Bestimmungen diese gemeinschaftsweite Harmonisierung der Arbeitszeitgestaltung einen besseren
Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer durch die Gewährung von
Mindestruhezeiten und angemessenen Ruhepausen gewährleisten soll.

21 Die Richtlinie 93/104 enthält Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Arbeitszeitgestaltung, die für die täglichen und wöchentlichen Mindestruhezeiten, den
Mindestjahresurlaub, die Ruhepausen, die wöchentliche Höchstarbeitszeit sowie bestimmte Aspekte der
Nacht- und der Schichtarbeit sowie des Arbeitsrhythmus gelten.

22 Der Begriff der Arbeitszeit wird in Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 definiert, dem zufolge
hierunter jede Zeitspanne, während der ein Arbeitnehmer gemäß den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten arbeitet, dem Arbeitgeber zur Verfügung steht und seine
Tätigkeit ausübt oder Aufgaben wahrnimmt, zu verstehen ist. Im Wege des Ausschlusses bezeichnet
Artikel 2 Nummer 2 die Ruhezeit als jede Zeitspanne außerhalb der Arbeitszeit.

23 Im Urteil Simap hat der Gerichtshof bereits festgestellt, dass der Bereitschaftsdienst der Ärzte der
Teams zur medizinischen Grundversorgung in Form persönlicher Anwesenheit in der
Gesundheitseinrichtung die charakteristischen Merkmale des Begriffes der Arbeitszeit aufweise, da
dieser die beiden ersten Voraussetzungen erfülle; zudem sei ihre Verpflichtung, sich zur Erbringung ihrer
beruflichen Leistungen am Arbeitsplatz aufzuhalten und verfügbar zu sein, als Bestandteil der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben anzusehen, auch wenn die tatsächlich geleistete Arbeit von den
Umständen abhänge.

24 Das vorlegende Gericht kennt diese Rechtsprechung. Es meint jedoch, im vorliegenden Fall könnte
die Antwort anders ausfallen, weil es dem Arzt gestattet sei, in den Zeiten, in denen er nicht in Anspruch
genommen werde, zu schlafen — ein Umstand, der bisher noch nicht geprüft worden sei.

25 Die Analyse der konkreten Situation des Arztes, der in einem deutschen Krankenhaus
Bereitschaftsdienst leistet, ergibt, dass seine persönliche Anwesenheit in der Gesundheitseinrichtung
während eines bestimmten Zeitraums verlangt wird, in dem er bei Bedarf und auf Anforderung des
Arbeitgebers zur Verfügung stehen muss, um seiner Tätigkeit nachzugehen. Auch wenn seine
durchschnittliche tatsächliche Arbeitszeit während eines Zeitraums von mehreren Monaten 49 % beträgt,
steht fest, dass seine Leistungen während eines Dienstes so oft in Anspruch genommen werden können,
wie es erforderlich ist, ohne dass insoweit eine Grenze bestünde.

26 Ebenso wie in der Rechtssache Simap sind die beiden ersten Voraussetzungen des Artikels 2
Nummer 1 der Richtlinie 93/104 erfüllt, da der Arzt sich an der Arbeitsstelle aufhält und dem Arbeitgeber
zur Verfügung steht. Zweifel ergeben sich daraus, dass es ihm gestattet ist, während seines
Bereitschaftsdienstes zu schlafen, soweit er nicht in Anspruch genommen wird, so dass er seine Tätigkeit
nicht ununterbrochen ausübt.
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27 Meiner Auffassung nach bedeutet diese Möglichkeit, zu schlafen, nicht, dass diese Zeiten nicht als
Arbeitszeit betrachtet werden dürfen, und zwar aus mehreren Gründen.

28 Erstens sind die drei in Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 angegebenen Kriterien eigenständig;
wie Generalanwalt Saggio in seinen Schlussanträgen in der Rechtssache Simap darlegte und es sodann
vom Gerichtshof in Randnummer 48 des Urteils bestätigt wurde, müssen nicht alle erfüllt sein, um eine
bestimmte Zeit als Arbeitszeit einzustufen. Es darf nicht vergessen werden, dass die Richtlinie 93/104
Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeitszeitgestaltung für alle
Mitgliedstaaten aufstellt, so dass die in Artikel 2 enthaltenen Begriffe sehr umfassend definiert sind, um
alle Fälle erfassen zu können, die in der Praxis vorkommen.

29 Natürlich ist die Erfüllung nur eines der Kriterien nicht ausreichend. Nicht die gesamte Zeit, die jemand
am Arbeitsplatz verbringt, wird zur Arbeitszeit gerechnet: Zum Beispiel kann die Essenspause abgezogen
werden; auch die Zeit, die jemand dem Arbeitgeber zu bestimmten Stunden am Tag oder an bestimmten
Tagen der Woche zur Verfügung steht, gehört nicht zwangsläufig zur Arbeitszeit; nicht einmal die
Ausübung der Tätigkeit gehört dazu, wenn nicht eines der beiden anderen Kriterien erfüllt ist, da der
Betreffende dies möglicherweise aus eigenem Antrieb tut, altruistisch und außerhalb des
Einflussbereichs seines Arbeitgebers.

30 Meines Erachtens stellen die Zeiten, in denen der Angestellte sich an seinem Arbeitsplatz aufhält und
dem Arbeitgeber zur Verfügung steht, Arbeitszeit dar, auch wenn er nicht seine Aufgaben wahrnimmt, da
die Verteilung von Aufgaben unter dem Personal jederzeit in der Macht des Arbeitgebers steht. Dasselbe
gilt für die Zeiten, in denen der Angestellte sich an der Arbeitsstelle aufhält und seine Tätigkeit ausübt,
ohne dem Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, da ihm umfassende Autonomie eingeräumt ist, um zu
einem konkreten Ergebnis zu gelangen, sowie für diejenigen, in denen er dem Arbeitgeber zur Verfügung
steht und seine Aufgaben wahrnimmt, allerdings nicht am Arbeitsplatz.

Somit ist die Erfüllung von zwei Kriterien die notwendige und in den meisten Fällen hinreichende
Bedingung, um bestimmte Zeiten als Arbeitszeit im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104
einzustufen.

31 Gewiss ist das erste dieser Kriterien, wie der Vertreter des Vereinigten Königreichs in der mündlichen
Verhandlung hervorgehoben hat, je nach Sprache unterschiedlich formuliert. So wird im Spanischen,
Französischen oder Italienischen verlangt, dass der Arbeitnehmer bei der Arbeit ist oder sich dort aufhält,
während es im Englischen Deutschen oder Niederländischen erforderlich ist, dass er arbeitet. Dieser
Vergleich führt jedoch nirgendwo hin, da bei der Annahme, dass der von diesen drei letztgenannten
Sprachen verwendeten Formel der Vorrang gegeben werden müsse, kein Unterschied zwischen dem
ersten und dritten Kriterium bestünde, eins von ihnen also überflüssig wäre. Ganz davon abgesehen,
dass die portugiesische Fassung sich noch von den vorgenannten unterscheidet, da sie die Kriterien
offensichtlich in zwei Kategorien einteilt: Entweder der Arbeitnehmer arbeitet oder er steht dem
Arbeitgeber zur Verfügung, indem er seine Tätigkeit ausübt oder seine Aufgaben wahrnimmt.

32 Der Vertreter der Beklagten verwies in der mündlichen Verhandlung auf die Entwicklung, die das
Gemeinschaftsrecht seit Erlass der Richtlinie 93/104 durchgemacht habe und die bei der Auslegung der
in Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie enthaltenen Definition der Arbeitszeit berücksichtigt werden müsse.

33 Der Anwendungsbereich der Richtlinie 93/104 war tatsächlich in den letzten Jahren großen
Änderungen unterworfen. Die Sektoren und Tätigkeiten, die zunächst ausgeschlossen waren, wurden mit
dem Inkrafttreten der Richtlinie 2000/34/EG einbezogen, unter dem Vorbehalt, dass die Bestimmungen
dieser Richtlinie nicht gelten, soweit andere Gemeinschaftsinstrumente spezifischere Vorschriften über
die Arbeitszeitgestaltung für bestimmte Beschäftigungen oder berufliche Tätigkeiten enthalten.

34 Dies ist der Fall bei den Arbeitnehmern, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports
ausüben und deren Arbeitszeit durch die Richtlinie 2002/15/EG geregelt wurde. Wie der Vertreter der
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Beklagten erklärte, unterscheidet Artikel 3 dieser Richtlinie zwischen Arbeitszeit und Bereitschaftszeit,
wobei Letztere für Fahrpersonal, das sich beim Fahren abwechselt, als die Zeit definiert ist, die während
der Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine verbracht wird. Diese Zeit fällt nicht unter die
Arbeitszeit, unbeschadet der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten oder der Vereinbarungen der
Sozialpartner.

Meiner Auffassung nach ist es nicht angebracht, eine Parallele zwischen dieser Bereitschaftszeit der
LKW-Fahrer und den Bereitschaftsdiensten der Ärzte zu ziehen, so verlockend der Vergleich auch
erscheinen mag. Zweck der Richtlinie 2000/15 ist es nämlich nicht nur, Mindestvorschriften für die
Gestaltung der Arbeitszeit festzulegen, um die Sicherheit und die Gesundheit der Personen, die
Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßentransports ausüben, verstärkt zu schützen, sondern auch die
Sicherheit im Straßenverkehr zu erhöhen und die Wettbewerbsbedingungen einander stärker
anzugleichen. Im Übrigen handelt es sich um eine spezifische Richtlinie mit einem eingeschränkten,
genau abgegrenzten persönlichen Anwendungsbereich, die eine andere Zielsetzung als die Richtlinie
93/104 verfolgt und die im Zusammenhang mit der Ruhezeit auf die Bestimmungen der Verordnung
(EWG) Nr. 3820/85 oder ansonsten des AETRÜbereinkommens zurückverweist. Überdies ist die Dauer
der Bereitschaftszeit dem Fahrer im Voraus bekannt, so dass er weiß, dass er, wenn er schläft, nicht
geweckt wird, bevor sie abgelaufen ist, was bei den Ärzten, die einen Bereitschaftsdienst ableisten, nicht
der Fall ist.

35 Zweitens ist die Tätigkeit im Rahmen eines Bereitschaftsdienstes zwar von anderer Intensität und
Dauer als diejenige in der normalen Arbeitszeit, doch verwandelt sie sich dadurch nicht in eine Zeit, in der
sich der Angestellte ausruhen kann; andererseits sieht die Richtlinie 93/104 keine Kategorie vor, die
zwischen der Arbeitszeit und der Ruhezeit liegt.

36 Drittens werden die drei Kriterien für die Bestimmung der Arbeitszeit zwar gemäß Artikel 2 Nummer 1
der Richtlinie 93/104 durch Anwendung der nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten
konkretisiert, doch bedeutet diese Bezugnahme nicht, dass die Mitgliedstaaten diese Kriterien unbeachtet
lassen und auf ihre nationale Regelung zurückgreifen dürften. Um die Arbeitszeit eines Angestellten zu
berechnen, bedarf es der Information, ob er nach nationalem Recht oder aufgrund Tarifvertrags Anspruch
darauf hat, nach einer bestimmten Zahl von Stunden eine Pause zu machen. Indessen darf ein
Mitgliedstaat sich nicht auf seine eigene Regelung stützen und die Auffassung vertreten, ein Arzt, der
einen Bereitschaftsdienst in einem Krankenhaus ableiste, stehe in den Zeiten, in denen er zwar untätig
sei, jedoch darauf warte, zum nächsten Einsatz gerufen zu werden, dem Arbeitgeber nicht zur Verfügung.

37 Schließlich macht die Möglichkeit für den Arzt, während der Zeit, in der er nicht in Anspruch
genommen wird, zu schlafen, gerade das Wesen des Bereitschaftsdienstes aus, der der Notwendigkeit
Rechnung trägt, die gesundheitliche Versorgung jederzeit aufrechtzuerhalten, auch wenn dies unter
anderen Bedingungen als denjenigen erfolgt, die für die Tagschichten von montags bis freitags gelten.
Auch in diesem Fall beschränkt sich der Bereitschaftsarzt nicht darauf, nur punktuell tätig zu werden,
wenn er hierzu aufgefordert wird, sondern es gehört darüber hinaus zu seinen Aufgaben, aus eigener
Initiative den Zustand und die Entwicklung der unter seiner Verantwortung stehenden Patienten zu
überwachen.

38 Welche Beurteilung verdiente ein Arbeitgeber, der dem Arzt statt eines Bettes, um sich in den Zeiten
der Untätigkeit auszuruhen, lediglich einen Stuhl zur Verfügung stellte, damit er sich setzt und wartet, bis
er zu einem Einsatz gerufen wird? Ich frage mich, ob das Gericht, das diese Frage vorgelegt hat,
annehmen würde, dass die Stunden, die ein Arzt auf einem Stuhl verbringt, eher dem Begriff der
Arbeitszeit entsprechen als diejenigen, die er in einem Bett liegend verbringt.

39 Natürlich muss ein Arzt auch während des Bereitschaftsdienstes in der Lage sein, optimale
Leistungen zu erbringen: Derjenige, der ein Bett hat, um sich zwischen den Einsätzen auszuruhen, trägt
zum Schutz seiner Gesundheit sowie dazu bei, dass die Behandlung, die den Kranken zuteil wird,

nu:legal Europäischer Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts vom 08.04.2003 – C-151/02

recht.nulegal.euNicht-amtliche Fassung. Maßgebliche Fassung: curia.europa.eu
Seite 8 von 13Quelle: curia.europa.eu, abgerufen 27.07.2026



angemessen ist. Es darf nicht vergessen werden, dass die von montags bis freitags geleisteten
Bereitschaftsdienste sechzehn Stunden dauern und sich an einen normalen Arbeitstag von acht Stunden
anschließen, dass die Samstagsdienste sich auf 25 Stunden und die Sonntagsdienste sich auf 22
Stunden und 45 Minuten verlängern und dass der Arzt insgesamt sechs Dienste im Monat leistet.

40 Sowohl die Beklagte als auch die fünf Regierungen, die sich an diesem Verfahren beteiligt haben,
haben immer wieder vorgetragen, dass die Bereitschaftsdienste der Ärzte in Spanien und Deutschland
sich insoweit unterschieden, als diese in Deutschland schlafen dürften, wogegen sie in Spanien über
mehr als 30 Stunden ununterbrochen tätig seien. Als Beleg hierfür verweisen sie auf Randnummer 23
des Urteils Simap.

41 Ich möchte insoweit einige Klarstellungen vornehmen. Es trifft zu, dass die Arbeitsbedingungen der in
der medizinischen Grundversorgung in Spanien tätigen Ärzte, die in dieser Passage des Urteils
dargestellt werden, nicht mit denjenigen der Ärzte in Deutschland übereinstimmen. Es darf jedoch nicht
vergessen werden, dass der Gerichtshof in dieser Randnummer lediglich die Darstellung wiedergibt, die
im Vorlagebeschluss enthalten ist, der seinerseits den Vortrag des Klägers des Ausgangsverfahrens —
des Sindicato de Médicos de Asistencia Pública (Gewerkschaft der Ärzte im öffentlichen
Gesundheitswesen) — wörtlich übernimmt. Es handelt sich somit nicht um eine Darstellung erwiesener
Tatsachen durch das nationale Gericht.

42 Zum anderen sind die Bedingungen, unter denen die spanischen Ärzte arbeiten, nicht stets schlechter
als diejenigen ihrer deutschen Kollegen. So heißt es in Randnummer 24 des Urteils Simap, dass die
spanischen Ärzte in einigen konkret genannten Ortschaften alle elf Tage Bereitschaftsdienst leisten,
wogegen der Kläger offensichtlich sechs Dienste im Monat leisten muss.

43 In jedem Fall ist allgemein bekannt, dass in Spanien ebenso wie in den übrigen Ländern in seiner
Umgebung, die ein entsprechendes Niveau der ärztlichen Versorgung aufweisen, der Versorgungsbedarf
in den Nachtstunden geringer ist. Aus diesem Grund kann schwerlich davon ausgegangen werden, dass
von den Ärzten jeden zweiten Tag eine ununterbrochene Tätigkeit von mehr als 30 Stunden verlangt
wird, wie dies in der zitierten Randnummer 23 getan wird.

Es trifft zu, dass in dem Vorabentscheidungsverfahren in der Rechtssache Simap die Frage, wie die
Ärzte die Zeit zwischen den Einsätzen innerhalb eines Bereitschaftsdienstes verwenden, nicht behandelt
wurde. Diesem Schweigen lässt sich jedoch nicht entnehmen, dass sie sich in den Augenblicken, in
denen sie nichts zu tun haben, nicht in ein Bett legen, lesen oder fernsehen dürften. Überdies ließ der
Gerichtshof erkennen, dass er sich dieses Umstands bewusst war, da er in Randnummer 48 seines
Urteils feststellte: ... ihre Verpflichtung, sich zur Erbringung ihrer beruflichen Leistungen am Arbeitsplatz
aufzuhalten und verfügbar zu sein, [ist] als Bestandteil der Wahrnehmung ihrer Aufgaben anzusehen,
auch wenn die tatsächlich geleistete Arbeit von den Umständen abhängt.

44 In der mündlichen Verhandlung wies der Bevollmächtigte der deutschen Regierung den Gerichtshof
auf die schwerwiegenden Folgen hin, die sich aus der Anwendung des Urteils Simap für das
Gesundheitssystem seines Landes ergäben. Er wies z. B. darauf hin, dass der Personalbedarf um 24 %
ansteigen würde und dass zwischen 15000 und 27000 zusätzliche Ärzte benötigt würden, während es in
Deutschland nur 7000 arbeitslose Ärzte gebe.

Hierzu muss ich zum einen sagen, dass in der fünften Begründungserwägung der Richtlinie 93/104
bereits festgestellt wird, dass die Verbesserung von Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz
der Arbeitnehmer bei der Arbeit Zielsetzungen darstellen, die keinen rein wirtschaftlichen Überlegungen
untergeordnet werden dürfen. Zum anderen ist der deutsche Arbeitsmarkt nicht ausschließlich auf
deutsche Ärzte beschränkt, sondern steht allen Diplominhabern aus den übrigen Mitgliedstaaten offen,
die ihren Beruf in diesem Land ausüben möchten.
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45 Die dem Arzt eingeräumte Möglichkeit, sich auszuruhen, während er nicht in Anspruch genommen
wird, ändert daher nichts daran, dass er sich im Krankenhaus aufhalten, seinem Arbeitgeber zur
Verfügung stehen und seine Tätigkeit — wenn auch mit Unterbrechungen — ausüben muss. Da zwei der
in Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 aufgestellten Voraussetzungen erfüllt sind, ist anzuerkennen,
dass die Bereitschaftsdienstzeiten, die unter den dargestellten Bedingungen geleistet werden, in vollem
Umfang Arbeitszeit darstellen.

B — Zweite Frage

46 Diese Frage des vorlegenden Gerichts geht dahin, ob Artikel 3 der Richtlinie 93/104 einer nationalen
Regelung entgegensteht, nach der Zeiten, in denen ein Arzt während eines Bereitschaftsdienstes in
einem Krankenhaus untätig ist, als Ruhezeit eingestuft werden, weil der Betreffende sich in einem Raum
der Einrichtung aufhält und die Arbeit nur auf Aufforderung aufnimmt.

Die Antwort auf diese Frage ergibt sich implizit aus meinen Ausführungen zur vorangehenden Frage. Da
Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 93/104 als Ruhezeit jede Zeit definiert, die nicht Arbeitszeit ist, können
Bereitschaftsdienste, die in Form persönlicher Anwesenheit im Krankenhaus erbracht werden, auch nicht
teilweise als Ruhezeit eingestuft werden, da sie sich in vollem Umfang als Arbeitszeit darstellen.

47 Artikel 3 der Richtlinie erkennt an, dass den Arbeitnehmern pro 24-Stunden-Zeitraum eine
Mindestruhezeit von elf zusammenhängenden Stunden gewährt werden muss.

48 Gewiss erlaubt Artikel 17 Absatz 2 Nummer 2 Punkt 1 Buchstabe c Ziffer i der Richtlinie 93/104 —
unter Verwendung einer zweifelhaften Gesetzgebungstechnik —, dass im Wege von Rechtsund
Verwaltungsvorschriften oder von Tarifverträgen u. a. Ausnahmen von Artikel 3 bei Tätigkeiten
vorgesehen werden, die dadurch gekennzeichnet sind, dass die Kontinuität des Dienstes in
Krankenhäusern oder ähnlichen Einrichtungen gewährleistet sein muss, sofern die Arbeitnehmer
gleichwertige Ausgleichsruhezeiten oder einen gleichwertigen Schutz erhalten.

49 Artikel 17 nennt allerdings — wie die Kommission zutreffend hervorhebt — unter den Vorschriften, von
denen die Mitgliedstaaten abweichen können, nicht Artikel 2, der die Definitionen der Arbeitszeit und der
Ruhezeit enthält, weil diese beiden Begriffe in allen Ländern der Union einheitlich angewandt werden
müssen.

50 Erforderlichenfalls gäbe es noch einen anderen Grund dafür, die Zeiten der Untätigkeit während des
Bereitschaftsdienstes nicht als Ruhezeiten zu werten. Zwar trifft es zu, dass die Dauer der täglichen
Ruhezeit gemäß Artikel 17 gekürzt werden kann, doch meine ich, dass die Zeit, die dem Betreffenden
unter dieser Bezeichnung zusteht, nicht unterbrochen werden darf, wenn man berücksichtigt, dass Artikel
3 den Zweck verfolgt, die Gesundheit und die Sicherheit der Arbeitnehmer zu gewährleisten.

Nun liegt es in der Natur des Dienstes, dass weder die Zeiten der Untätigkeit in einem konkreten
Bereitschaftsdienst in Form persönlicher Anwesenheit noch dessen Dauer im Voraus abzusehen sind.
Unter diesen Umständen kann dem Arbeitnehmer nicht eine bestimmte Zahl von zusammenhängenden
Ruhestunden garantiert werden, auch wenn ihm ein Bett zur Verfügung steht, so dass die Annahme,
diese Zeiten seien Bestandteil der ununterbrochenen Ruhepause, die der Arbeitnehmer alle 24 Stunden
in Anspruch nehmen kann, auch gegen Artikel 3 der Richtlinie 93/104 verstößt.

51 Die Beklagte hat auch geltend gemacht, für den Arbeitnehmer sei die Ruhepause nicht
gleichbedeutend mit vollständiger Freiheit in der Verwendung der Zeit.

Grundsätzlich kann ich dieser Einschätzung zustimmen. Nicht zustimmen kann ich jedoch, soweit es um
die Auslegung einer Regelung geht, die Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Arbeitszeitgestaltung enthält. Um sich ausruhen zu können, muss der Beschäftigte die Möglichkeit
haben, sich für eine bestimmte Zahl von Stunden ohne Unterbrechung aus seiner Arbeitsumgebung
zurückziehen zu können, was nur möglich ist, wenn er Abstand von der Anspannung gewinnt, die mit
dem Aufenthalt am Arbeitsplatz im Zustand der Einsatzbereitschaft verbunden ist.
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52 Folglich stehen die Artikel 2 und 3 der Richtlinie 93/104 einer nationalen Regelung entgegen, nach der
Zeiten, in denen ein Arzt während eines Bereitschaftsdienstes in einem Krankenhaus untätig ist und sich
in einem Raum der Einrichtung aufhält, während seine Dienste nicht in Anspruch genommen werden, als
Ruhezeit eingestuft werden.

C — Dritte und vierte Frage

53 Mit diesen beiden Fragen, die eng miteinander zusammenhängen und meines Erachtens gemeinsam
zu prüfen sind, möchte das deutsche Gericht wissen, ob die Richtlinie 93/104 einer nationalen Regelung
wie derjenigen der §§5 Absatz 3 und 7 Absatz 2 ArbZG entgegensteht; hierzu macht es geltend, § 5
Absatz 3 lasse es im Zusammenhang mit dem Bereitschaftsdienst in Krankenhäusern oder der
Rufbereitschaft zu, durch Zeiten der Inanspruchnahme von Ärzten bedingte Kürzungen der täglichen
Ruhezeit von elf Stunden, die nicht mehr als die Hälfte der Ruhezeit betrügen, zu anderen Zeiten
auszugleichen, und § 7 Absatz 2 lasse es zu, in Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen vorzusehen,
dass die Ruhezeiten den Besonderheiten dieser Dienste angepasst würden und dass insbesondere diese
Kürzungen auch zu anderen Zeiten ausgeglichen werden könnten.

54 Zur Beantwortung der so umformulierten Frage ist zwischen den Einsätzen des Arztes im Rahmen
des Bereitschaftsdienstes in Form persönlicher Anwesenheit im Krankenhaus und denjenigen im
Rahmen der Rufbereitschaft zu unterscheiden.

55 Im ersten Fall stellt — wie ich in meinen Ausführungen zur Beantwortung der ersten Frage dargelegt
habe — die gesamte Zeit, die ein Arzt für den Bereitschaftsdienst aufwendet, Arbeitszeit im Sinne von
Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 dar. Somit kann nicht gesagt werden, die Zeiten der Tätigkeit
während eines Dienstes verkürzten die tägliche Ruhepause, da der Arzt, der sich in dieser Situation
befindet, arbeitet und sich nicht ausruht.

Folglich steht Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 einer nationalen Regelung entgegen, die es im
Zusammenhang mit dem Bereitschaftsdienst in Krankenhäusern oder der Rufbereitschaft zulässt,
Kürzungen der täglichen Ruhezeit im Rahmen des ärztlichen Bereitschaftsdienstes, die nicht mehr als die
Hälfte der Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten auszugleichen, und in Tarifverträgen oder
Betriebsvereinbarungen vorzusehen, dass die Ruhezeiten den Besonderheiten dieser Dienste angepasst
werden und dass insbesondere diese Kürzungen auch zu anderen Zeiten ausgeglichen werden können.

56 Mich überrascht, dass das deutsche Gericht die dritte und vierte Frage auf die Dienste erstreckt hat,
die die Ärzte im Rahmen der Rufbereitschaft ableisten. Es gibt im Vorlagebeschluss nicht die Gründe an,
die es dazu veranlasst haben, sich hierfür zu interessieren; dagegen stellt es fest, dass die streitige
Tätigkeit des Klägers darin besteht, Bereitschaftsdienst in der Form persönlicher Anwesenheit im
Krankenhaus zu leisten.

Es handelt sich um eine Fallgestaltung, die keinen Zusammenhang mit dem Ausgangsverfahren
aufweist. Unter diesen Umständen kann der Gerichtshof keine hinreichend sachdienliche Antwort geben.
Gleichwohl sind hierzu einige Anmerkungen angebracht.

57 Der Fall der Ärzte, die eine Rufbereitschaft absolvieren, unterscheidet sich erheblich von demjenigen
der Ärzte, die einen Bereitschaftsdienst ableisten. Dies betonte der Gerichtshof in Randnummer 50 des
Urteils Simap, als er feststellte, dass die Ärzte, die Bereitschaftsdienst in der Form der Rufbereitschaft
leisten, ohne zur Anwesenheit in der Gesundheitseinrichtung verpflichtet zu sein, ihrem Arbeitgeber zur
Verfügung stehen, da sie erreichbar sein müssen, dass sie jedoch freier über ihre Zeit verfügen und
eigenen Interessen nachgehen können. Unter diesen Umständen ist nur die Zeit, die für die tatsächliche
Erbringung von Leistungen aufgewandt wird, als Arbeitszeit im Sinne der Richtlinie 93/104 anzusehen.

58 Nach Artikel 17 Absatz 2 Nummer 2.1 Buchstabe c Ziffer i der Richtlinie 93/104 können die
Mitgliedstaaten von dem in Artikel 3 aufgestellten Erfordernis einer Mindestruhezeit von elf
zusammenhängenden Stunden abweichen bei Tätigkeiten, die dadurch gekennzeichnet sind, dass die
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Kontinuität des Dienstes... gewährleistet sein muss, und zwar... bei Aufnahme-, Behandlungs- und/oder
Pflegediensten von Krankenhäusern oder ähnlichen Einrichtungen ... Allerdings macht er zur
Voraussetzung, dass die Abweichungen nur im Wege von Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder im
Wege von Tarifverträgen oder Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern vorgesehen werden dürfen.

Zweifellos kann die Dauer der Mindestruhezeit eines Arztes nach dieser Vorschrift abgekürzt oder den
Umständen angepasst werden, wenn diese Voraussetzung erfüllt ist, sofern ihm eine gleichwertige
Ausgleichsruhezeit gewährt wird oder er in Ausnahmefällen, in denen dies nicht möglich ist, den
erforderlichen Schutz erhält.

59 Aus diesen Gründen ist festzustellen, dass sowohl der Ausgleich der Kürzungen der täglichen
Ruhezeit von elf Stunden durch Zeiten der Inanspruchnahme von Ärzten während der Rufbereitschaft,
die nicht mehr als die Hälfte der Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten als auch die Anpassung der
Ruhezeiten an die Besonderheiten dieser Art von Diensten und insbesondere der Ausgleich dieser
Kürzungen zu anderen Zeiten Artikel 17 Absatz 2 Nummer 2.1 Buchstabe c Ziffer i der Richtlinie 93/104
unterstellt werden können.

D — Höchstdauer der Wocbenarbeitszeit

60 Das deutsche Gericht hat nicht nach der Auslegung von Artikel 6 der Richtlinie gefragt, dem zufolge
die durchschnittliche Arbeitszeit pro Woche 48 Stunden einschließlich der Überstunden nicht
überschreiten darf. Gleichwohl êbesteht Interesse an einer Prüfung, da die Wochenarbeitszeit nach § 15
BAT in bestimmten Fällen durchschnittlich bis zu 60 Stunden betragen darf und der Kläger nach eigenen
Angaben etwa 51 Stunden in der Woche arbeitet, einschließlich der Bereitschaftsdienste.

61 Nach Artikel 17 der Richtlinie 93/104 können die Mitgliedstaaten nur unter den Voraussetzungen des
Absatzes 1 von Artikel 6 abweichen, wenn die Arbeitszeit wegen der besonderen Merkmale der
ausgeübten Tätigkeit nicht gemessen und/oder nicht im Voraus festgelegt wird oder von den
Arbeitnehmern selbst festgelegt werden kann, und zwar insbesondere in Bezug auf nachstehende
Arbeitnehmer: a) leitende Angestellte oder sonstige Personen mit selbständiger Entscheidungsbefugnis;
b) Arbeitskräfte, die Familienangehörige sind; c) Arbeitnehmer, die im liturgischen Bereich von Kirchen
oder Religionsgemeinschaften beschäftigt sind.

Da Artikel 6 nicht zu den in Absatz 2 — der sich auf die Tätigkeiten bezieht, die dadurch gekennzeichnet
sind, dass die Kontinuität des Dienstes in Krankenhäusern oder ähnlichen Einrichtungen gewährleistet
werden muss — genannten Vorschriften gehört, können die Mitgliedstaaten sich nicht auf Artikel 17
stützen, um eine Verlängerung der wöchentlichen Arbeitszeit im Zusammenhang mit den im Rahmen des
Bereitschaftsdienstes erbrachten Leistungen zuzulassen.

62 Artikel 18 der Richtlinie stellt es den Mitgliedstaaten zwar frei, Artikel 6 nicht anzuwenden, wenn sie
die allgemeinen Grundsätze der Sicherheit und des Schutzes der Gesundheit der Arbeitnehmer einhalten
und mit den erforderlichen Maßnahmen dafür sorgen, dass bestimmte Ergebnisse erzielt werden, die in
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i aufgezählt sind. Es ist jedoch nicht erwiesen, dass der deutsche
Gesetzgeber auf diese Vorschrift zurückgegriffen hat, um die Wochenarbeitszeit im Bereich der
Krankenversorgung zu verlängern, oder dass die genannten Maßnahmen ergriffen worden sind.

63 Unter diesen Umständen bin ich — ebenso wie die Kommission — der Auffassung, dass Artikel 6
Absatz 2 der Richtlinie 93/104 der beschriebenen Regelung betreffend den Bereitschaftsdienst der Ärzte
in den deutschen Krankenhäusern entgegensteht, da sie zulässt, dass die wöchentliche Arbeitszeit 48
Stunden überschreitet.

VIII — Ergebnis

64 Aufgrund alldessen schlage ich dem Gerichtshof vor, die vom Landesarbeitsgericht
Schleswig-Holstein vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten:
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1. Bei dem Bereitschaftsdienst, den ein Arzt in einem Krankenhaus in der Form persönlicher
Anwesenheit leistet, handelt es sich in vollem Umfang um Arbeitszeit im Sinne des Artikels 2 Nummer 1
der Richtlinie 93/104/EG des Rates vom 23. November 1993 über bestimmte Aspekte der
Arbeitszeitgestaltung, und zwar auch insoweit, als es ihm gestattet ist, in Zeiten der
Nichtinanspruchnahme zu schlafen.

2. Die Artikel 2 und 3 der Richtlinie 93/104 stehen einer nationalen Regelung entgegen, die Zeiten, in
denen ein Arzt während eines Bereitschaftsdienstes in einem Krankenhaus untätig ist und sich in einem
ihm zur Verfügung gestellten Raum aufhält, während seine Dienste nicht benötigt werden, als Ruhezeit
definiert.

3. Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 93/104 steht einer natioalen Regelung entgegen, nach der es im
Zusammenhang mit Bereitschaftsdiensten in der Form persönlicher Anwesenheit in Krankenhäusern
zulässig ist, durch Zeiten der Inanspruchnahme von Ärzten bedingte Kürzungen der täglichen Ruhezeit
von elf Stunden, die nicht mehr als die Hälfte der Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten auszugleichen,
und in Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen vorzusehen, dass die Ruhezeiten den Besonderheiten
dieser Dienste angepasst werden und dass insbesondere diese Kürzungen auch zu anderen Zeiten
ausgeglichen werden können.

Dagegen erlaubt Artikel 17 Absatz 2 Nummer 2.1 Buchstabe c Ziffer i der Richtlinie 93/104 unter
bestimmten Voraussetzungen sowohl den Ausgleich der Kürzungen der täglichen Ruhezeit von elf
Stunden durch Zeiten der Inanspruchnahme von Ärzten während der Rufbereitschaft, die nicht mehr als
die Hälfte der Ruhezeit betragen, zu anderen Zeiten als auch die Anpassung der Ruhezeiten an die
Besonderheiten dieser Art von Diensten und insbesondere den Ausgleich dieser Kürzungen zu anderen
Zeiten.

65 Für den Fall, dass der Gerichtshof eine Prüfung von Artikel 6 der Richtlinie 93/104 für angebracht
halten sollte, schlage ich folgende Auslegung vor:

Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 93/104 verwehrt es einem Mitgliedstaat, der nicht von Artikel 18 Absatz 1
Buchstabe b Ziffer i Gebrauch gemacht hat, zuzulassen, dass die wöchentliche Arbeitszeit 48 Stunden
überschreitet, indem Zeiten der Untätigkeit während der ärztlichen Bereitschaftsdienste in
Krankenhäusern in der Form persönlicher Anwesenheit als Ruhepausen gerechnet werden.
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